
625 - 25/1 /2002aktuell8

INES KURSCHAT

Führungsschwäche?
Gut reden kann der Premier, auch über den
700.000−Einwohnerstaat. In der politischen
Praxis hapert es aber gewaltig.

" Wo li egt das Probl em?", müssten si ch aufmerksame ZuhörerI n-
nen am Ende des Rundti schgespräches zum Thema "700. 000−Ei n-
wohnerstaat", ei gentli ch gefragt haben.
Da saß ei n Staatsmi ni ster, der offensi chtli ch bereit i st, über di e
Zukunft des Landes und das Bevöl kerungswachstum mit ganz
unterschi edli chen gesell schaftli chen Gruppen und Organi sati onen
zu di skuti eren. Noch besser: Da saß ei ner, mit dem "persönli ch"
wi chti ge Schritte i n Sachen Transport− und Ausl änderpoliti k zu
machen wären. I n zwei Fel dern al so, di e für di e zukünfti ge Ent-
wi ckl ung des Landes und für di e Bevöl kerungsthemati k el ementar
si nd. Wir haben es all e gehört: Juncker i st ei gentli ch für den BTB,
i st für Sprachkurse, i st sogar für di e doppelte Staatsbürgerschaft.
Bl ei bt di e Frage, wi eso, wenn dem so i st, di e Positi onen des Pre-
mi ers bi sher so weni g Ni ederschl ag i n der konkreten Politi k und
bei den zuständi gen Mi ni steri en gefunden haben? Warum wird
dann di e Notwendi gkeit von BTB (i n sei ner ursprüngli chen For m)
weiterhi n vernei nt, werden stattdessen Jahre später hal bherzi ge
Pseudo−Lösungen präsenti ert? Wieso fi nden Vorschl äge zur dop-
pelten Staatsbürgerschaft − zum Bei spi el von der ASTI − i m Natu-
rali sati onsgesetz kei ne Berücksi chti gung, sondern werden von
Regi erungsvertretern vi el mehr vehement abgel ehnt? Ei n Zei chen
von Führungsschwäche? Si nd di e Wi dersacher i n den ei genen
und den anderen Rei hen so stark, dass der Staatsmi ni ster si ch
mit sei nen politi schen I deen ni cht durchsetzen kann?
Näher li egt wohl, dass es si ch bei den Beteuerungen um das übli-
che Politi ker−Gerede handelt: Di e anderen si nd schul d, bl oß man
sel bst ni cht. Doch wer, wenn ni cht der Regi erungschef, i st l etzt-
endli ch verantwortli ch, wenn wi chti ge l andespoliti sche Entschei-
dungen verpasst werden, wenn trotz wi ederholter Aufforderungen
multi di mensi onal e Ansätze i n der Regi erungspoliti k noch i mmer
Mangel ware si nd? Es handelt si ch i mmerhi n um den höchsten
Politi kerposten i m Land. Wi e sagt noch der Vol ksmund? Taten
statt Worte!

Diesteigende
Bevölkerungszahl macht
Angst. Siekönnte aber
auch eine Chancefür
Luxemburg sein, wenn
die Politiksich Konzepte
für die Zukunftsgestaltung

geben würde. Ein
woxx−Streitgespräch.

Wie sehr das Thema
"700.000 Einwohnerstaat" wei-
terhin die Gemüter bewegt,
zeigtedervoll besetzteSaal in
der Kulturfabrik. Wir doku-
mentieren in gekürzter Form
die unterschiedlichen Stand-
punkte.

Jean−ClaudeFandel:
"Die CGFPspricht eine
Angst aus, diereal
vorhandenist."

UmdieAngst vor denFrem-
denloszuwerden, müssen wir
nach Wegen suchen, wie wir
mit ihnen vertraut werden
können. Die CGFP drückt in
Leitartikeln oder Gutachten
diese Angst aus, die weit über
den öffentlichen Dienst oder
die Mitglieder der CGFP
hinaus in unserer Bevölke-
rungzufindenist. Aber diesel-
be CGFP, die diese Angst arti-
kuliert, plädiert auchfür eine
bessereIntegrationspolitikim
Rahmendes"Conseil National
pour Etrangers", in demübri-
gens einerihrer Vertreter von
ausländischen Mitbürgernals
luxemburgisches Vorstands-
mitglied hineingewählt wor-
den ist. Außerdem ist die
CGFP auch bereit, zum Bei-
spiel mit einer ASTI zusam-
menzuarbeiten, umdie sozia-
le Kohäsion Wirklichkeit wer-
denzulassen.

Seit mindestenszwei Jahren
ist der öffentliche Dienst − mit
Ausnahme verschiedener Be-
reiche, in denen es umnatio-
nale Souveränität oder Sicher-
heit geht−für Ausländer völlig
offen: beispielsweiseimUnter-
richtswesen. Und Luxemburg
ist das einzige Land europa-
weit, wennnicht weltweit, das
nun auch seine Armeefür EU−
Ausländer öffnet. Angst kann
es einemaber schon werden,
wenn man feststellt, dass
schon jetzt einfach nicht ge-
nuggetanwird, umdieAuslän-
der, diezuunskommen, einzu-
bürgern. Allerdingskommt bei
der Vorbereitung des
700.000−Einwohnerstaates das
zwischenmenschliche Ver-
ständnis lange vor den politi-
schen Rechten, lange vor der
doppelten Staatsbürgerschaft
undanderenjuristischen Kon-
strukten. Und da spielt die
Sprache eine wesentliche Rol-
le. Wenn Sprache eine Brücke
sein soll, weshalb machen die
Verantwortlichen dann nicht
mehr Ernst damit und bieten
verstärkt Sprachkurse an?
Weshalb hört man, dass in
Luxemburg5.000 Leute darauf
warten, Luxemburgisch ler-
nenzukönnen?

Romain Hilgert: "Luxem-
burg, ein Blätterteig, der
nach Nationalität und
Geschlecht geschich-
tetist."

Die Luxemburger leben in
der Angst, dass sieverschwin-
den, dass ihr Land keinrichti-
ges Land ist, dass ihre Spra-
chekeinerichtige Spracheist,
sondern ein Dialekt. Ange-
sichts der neuenAngst vor der
steigenden Bevölkerungszahl
ist es aber erstaunlich, wasin
den letzten Wochen und Mo-
naten alles getan wurde, um
die Einwohnerzahl zu er-
höhen: Herabsetzen der Be-
triebssteuern, Erhöhung des
Kindergelds, Einführung einer
Hausfrauenrente... Wenn man
wirklich Angst vor einer Über-
bevölkerung hätte, müsste
man vielleicht das Gegenteil
tun.
Gefährlich ist, dass immer

zwischen Einheimischen und
Hinzugezogenen unterschie-
den wird. Es wirdsogetan, als
ob das Problemdadurch ent-
stünde, dass die Ausländer
hierher kommen, als ob in
Luxemburg eine Invasion
stattfände, die unsereStraßen
und Infrastrukturen belastet.
Als ob wir Luxemburger alle
ein Menschenrecht darauf hät-
ten, i m Einfamilienhaus mit
Garten und zwei Garagen zu
wohnen. Dieser Diskurs ris-
kiert sogar bis in grüne Mi-
lieus hineinzugelangen, mit
der Gefahr, dass das in Hu-
manökologie und Naziwissen-
schaftenausartet.
Die Luxemburger Gesell-

schaft ist so etwas wie ein
Blätterteig, der nach Nationa-
lität und Geschlecht geschich-
tetist. ManfindetzumBeispiel
wenig ältere luxemburgische
Männer, die in portugiesi-

DEBATTE

DasLuxemburgvon morgen
heutegestalten

schen Haushalten putzen,
aber fast nur portugiesische
Frauen, die in luxemburgi-
schen Haushalten putzen. Für
verschiedene Berufe und da-
mit auchfürverschiedeneEin-
kommenskategorien, für ver-
schiedene Ebenen sozialen
Prestiges gibt es spezifische
Nationalitäten, Geschlechter
und Altersschichten. Die
Durchlässigkeit zwischen die-
seneinzelnenSchichtenbleibt
sehr gering.

Jean−ClaudeJuncker:
"Ich binfür die doppelte
Staatsbürgerschaft."
Ich habe das Thema Bevöl-

kerungswachstumimRahmen
der Pensionsreformaufgewor-
fen. Undichhabegefragt, was
wir kollektiv tun können, um
mit seinen Konsequenzenfer-
tig zu werden. Das ist keine
Provokation oder Angstma-
che, sondernesist meine Auf-
gabe, auf eine Entwicklung
aufmerksam zu machen, die
uns alle hier imLand betrifft,
die aber oft nicht benannt
wird.
Ein wesentliches Problem

ist das der Mobilität. Ich habe
vor den Wahlen keinen Hehl
daraus gemacht, dass ich ein
Anhänger des BTBbin. In mei-
ner Partei sind die meisten
Leuteauchdieser Meinung. Es
gibt Parteien, die im Wahl-
kampf das Gegenteil vertreten
und dabei nicht schlecht ab-
geschnitten haben. Und es
gibt welche, die heute sagen,
sie hätten schrecklich dafür
gekämpft. Das war nicht der
Fall: IndersozialistischenPar-
tei gab es große BTB−Anhän-
ger und es gab andere, die
bremsten. Aber wie ich sehe,
bewegt sichnundochetwas.
Was politische Rechte an-

belangt, hat die Regierung
jetzt vorgeschlagen, dass bei
den Gemeindewahlen alle, al-
so auch Nicht−EU−Bürger,
wählen dürfen. Wenn dem-
nächst noch mehr Nicht−
Luxemburger hierleben, kann
es nicht so sein, dass die
Luxemburger allein darüber
entscheiden, wie hieri mLand
die Weichen gestellt werden.
Ichpersönlichbinfür die dop-
pelte Staatsbürgerschaft, und
ich kämpfe auch in meiner
Partei dafür. Für mich kann
man problemlos die Luxem-
burger Nationalität bekom-
men und gleichzeitig jene be-
halten, die man vorher hatte.
Das erlaubt einem, ein guter
Luxemburger Staatsbürger
mit allen Rechten und Pflich-
ten zu werden, die die Staats-
bürgerschaft beinhaltet. Und
es erlaubt einem, das, was
man von außen mitbringt, ge-
winnbringendfür uns alle ein-
zubringen.

Blanche Weber: "Statt
Leserbriefe brauchen wir
objektive Fakten."

Die Diskussion umdas Be-
völkerungswachstum, die
nicht erst durch die Renten-
frage ausgelöst wurde, bietet
dieChance, über dieZukunfts-

gestaltung nachzudenken.
Micherschreckennatürlichei-
ne Reihe von Aussagen, wie
sie zumBeispiel in Leserbrie-
fen auftauchen. Als Mouve-
ment écologique stehen wir
dazu, dass Luxemburg einIm-
migrationsland ist. Wir glau-
ben, dass ein begrenztes
Wachstum von der Bevölke-
rung auch Chancen für ein
Land bieten kann. Wir wissen
aberauch, dass das Themabe-
rechtigte Ängste auslöst, zum
Beispiel dievor der Zerschnei-
dung und Zersiedlung der
Landschaft. Wenndiepolitisch
Verantwortlichen heute schon
nicht mit diesen Problemen
klar kommen, wie sollen sie
dann Entwicklungen antizipie-
ren?
Langfristiges Denken setzt

voraus, dass eine Bereitschaft
besteht, bei politischen Ent-
scheidungen Prioritäten zu
setzen. Es jedemgerecht ma-
chen zu wollen, klappt dann
nicht mehr: Dannkanndieder-
zeitige Transportpolitik nicht
weitergeführt werden, dann
brauchen wir klare Prioritäten
für den öffentlichen
Transport.
Es wäre sinnvoller, wenn

wir statt Leserbriefen objekti-
veFaktenauf demTischliegen
hätten: zumBeispiel darüber,
wie in zehn Jahren die Ver-
kehrsproblematik in Luxem-
burg aussehensollte oder wie
wir in zehn Jahren den Woh-
nungsbauin den Griff bekom-
men wollen. Hierüber solltein
öffentlichen Foren zwischen
Politikern, Fachleutenundder
Zivilgesellschaft diskutiert
und Schlussfolgerungen gezo-
gen werden.
Entwicklungsbedürftig ist

auch die Immigrationspolitik,
in der es heute schon Proble-
me gibt. Nicht Luxemburgisch
sprechende Leute haben es
beispielsweise heute schwer,
Zugang zum Mouvement éco-
logique zu finden. Integration
heißt deshalb, Anstrengungen
auf der Ebene der Zivilgesell-
schaft, in den Gemeinden, in
den beratenden Kommissio-
nen der Gemeinderäte, in den
Vereinen zu machen. Es ver-
langt aber auch Unterstützung
auf nationaler Ebene: Müsste
der Staat nicht Übersetzungen
bei Versammlungenoder zwei-
sprachige Publikationenfinan-
ziell unterstützen? Es sinddie-
se alltäglichen Dinge, die ein
großes Gewicht haben kön-
nen.

LauraZuccoli: "Soziale
Kohäsion bedeutet
Mitspracherechtim
Alltag."
Wir sollten Nationalitäten

nicht gegeneinander ausspie-
len, sondernauf Werte wie To-
leranz, Humanismus, Ver-
ständnis setzen. Diesen Basis-
konsens könnenauch die Aus-
länder, die hier in Luxemburg
leben, mittragen. Aber soziale
Kohäsion bedeutet in einem
Land mit sohohemAusländer-
anteil wie Luxemburg auch
konkretes Mitspracherechti m
Alltag. Um eine gemeinsame
Identität herzustellen, dürfen
wir nicht auf das Luxemburg
von morgen warten, sondern
müssenheuteschondafürsor-
gen, dass Ausländer mitreden
können. Es genügt nicht, Aus-
länder nur als Element einer
Arbeitsmarktpolitik zu be-
trachten. Es muss eine Politik
in puncto Integration und
Kohäsion geführt werden, die
auch den sozialen Aufstieg,
den Ausländer hier anstreben,

"Destinatioun 700.000−
Eldorado oder Horror-

szenario?" Unter diesem
Motto diskutierten amDon-
nerstagvor einer Woche auf
Einladungder woxxJean−

ClaudeFandel von der CGFP,
Journalist Romain Hilgert

(Lëtzebuerger Land), Premier-
ministerJean−ClaudeJuncker,
Blanche Weber(Mouvement
Ecologique)undLauraZuc-
coli (ASTI). Es moderierten
Marc Linster(RTL92,5)und

Danièle Weber(woxx).
Fotos: Christian Mosar.

möglich macht.
Auch die Ausländer werden

sich immer bewusster, wie
wichtig sie für die Wirtschaft
sind. Viele vonihnen wohnen
schon sehr lange hier, und es
ist selbstverständlich, dass sie
mehr Rechte wollen. Beson-
ders diejungenLeute, die hier
groß geworden sind und den
gleichen Weg gemacht haben
wie die Luxemburger, wollen
nicht nur das Wahlrecht, son-
dern zum Beispiel auch den
Zugang zu schulischer Qualifi-
kation, zubesser bezahltenBe-
rufen, zumStaatsdienst.


